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Große Herausforderung für Europa
BUCHVORSTELLUNG: Die Einheit Europas als Frage des Umgangs mit der Vielfalt – „ABC des Minderheitenschutzes“
WIEN. Auf Einladung des Zwei-
ten Nationalratspräsidenten
Fritz Neugebauer und mit einem
Eingangsreferat der ehemaligen
Bundestagspräsidentin Rita
Süssmuth fand im Österreichi-
schen Parlament in Wien die
Buchvorstellung des „ABC des
Minderheitenschutzes“ von
Günther Rautz und Gabriel Tog-
genburg statt.

Vorgestellt wurde auch „Euro-
pa – Europäisierung – Europäis-
tik“ von Michael Gehler und Sil-
vio Vietta. Sehr positiv quittierte
die Vizepräsidentin der Födera-
listischen Union Europäischer
Volksgruppen Martha Stocker,
die ebenfalls an der Veranstal-
tung teilgenommen hat, die An-
wesenheit der über 250 Teilneh-
mer: „Es ist schön, wenn das
Minderheitenthema auf ein der-
art großes Interesse stößt!“

Komplimente sprach Stocker
auch der ehemaligen Bundes-

tagspräsidentin Rita Süssmuth
für ihr einfühlsames Eingangs-
statement zur Gesamtsituation
der Minderheiten in Europa aus.
Es ist beachtenswert, welches
Engagement und welche Sensi-
bilität sie als eigentliche Mehr-
heitsvertreterin der Thematik
der Minderheiten entgegen-
bringt, so Stocker. Diese hat sie
übrigens bereits verschiedent-
lich eingebracht, u.a. war Süss-
muth Präsidentin einer von der
EU-Kommission eingesetzten
Expertengruppe, welche Initiati-
ven auf europäischer Ebene zur
Integration von benachteiligten
ethnischer Minderheiten in Ge-
sellschaft und Arbeitsmarkt aus-
gearbeitet hat.

Süssmuth knüpfte in ihren
Ausführungen an das „ABC des
Minderheitenschutzes in Euro-
pa“ an und hob hervor, dass Eu-
ropa in der Frage des Minder-
heitenschutzes in der Gesetzge-

bung oft besser als die Umset-
zung sei, das gelte nicht nur für
neue Mitgliedsstaaten, sondern

auch für die alten EU-Länder. In
Europa dürfe es keine doppelten
Standards geben, wo es um den

Schutz von Minderheiten gehe.
In „ABC des Minderheiten-

schutzes in Europa“ geben die
Autoren Gabriel Toggenburg
und Günther Rautz in alphabe-
thisch angeordneten Stichwor-
ten einen Überblick über zentra-
le Begriffe des Minderheiten-
schutzes in Europa. Dabei ge-
lingt es ihnen, höchst komplexe
und komplizierte Sachverhalte
einfach und nachvollziehbar
darzulegen. Dies hob auch Fritz
Neugebauer in seinen Begrü-
ßungsworten anerkennend her-
vor. Günther Rautz ist Koordina-
tor des Instituts für Minderhei-
tenrecht an der EURAC/Bozen.
Gabriel Toggenburg ist Pro-
gramme Manager (Legal Re-
search) an der Grundrechte-
agentur der Europäischen Uni-
on (10 Jahre arbeitete er als Seni-
or Researcher am Institut für
Minderheitenrecht der Europäi-
schen Akademie Bozen).

Coca-Cola-Chef wünscht Chinas Präsident „prost“ – auf Japanisch
WASHINGTON (dpa). Sprachlich daneben-
gelangt: Der Chef des Getränkeherstellers
Coca-Cola, Muhtar Kent (links), wollte Chi-
nas Staatschef Hu Jintao (rechts) beim An-
prosten während eines offiziellen Essens in

Washington mit einem chinesischen Trink-
spruch beeindrucken. Zu seinem Pech
wählte er jedoch einen japanischen. Der
missglückte Versuch sei mit lautem Geläch-
ter quittiert worden, hieß es.

Rüge für die EU-Asylpolitik
GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE: Vernichtendes Zeugnis für Griechenland und Belgien

STRASSBURG (dpa). Der Eu-
ropäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) hat
in einem am Freitag verkün-
deten Grundsatzurteil die EU-
Asylpolitik scharf gerügt. Die
Richter in Straßburg warfen
Griechenland und Belgien ei-
nen Verstoß gegen das Verbot
unmenschlicher Behandlung
vor. Fällig wird ein Schmer-
zensgeld von 25.900 Euro,
Griechenland muss jetzt den
Asylantrag umgehend prüfen.
Ein afghanischer Flüchtling hat-
te über menschenunwürdige
Zustände in griechischen Auf-
nahmelagern geklagt. Er war
über Griechenland nach Belgien
gereist, wo er 2009 einen Asylan-
trag stellte. Der Mann war noch
im selben Jahr nach Griechen-
land abgeschoben worden, wo
die Behörden mit dem Ansturm
von Asylbewerbern überfordert
sind.

Belgien hat nach dem EGMR-
Urteil gegen das Verbot men-
schenunwürdiger Behandlung
verstoßen, weil der Mann abge-
schoben wurde, obwohl in Bel-
gien die katastrophalen Zustän-
de griechischer Auffanglager be-
kannt waren. Beide Länder müs-
sen dem Afghanen ein Schmer-
zensgeld von insgesamt 25.900
Euro zahlen, wobei auf Belgien

mit 24.900 Euro der Löwenanteil
entfällt. Griechenland muss
nach diesem Richterspruch
„den Asylantrag ohne Verzöge-
rung und im Einklang mit der
Menschenrechtskonvention
prüfen“ und darf den Mann „bis
Abschluss dieser Prüfung nicht
abschieben“.

Grundlage der Abschiebung
ist die sogenannte Dublin-II-
Verordnung, nach der Flüchtlin-
ge in das EU-Land zurückge-
schickt werden, in das sie zuerst
eingereist sind. Diese EU-Ver-
ordnung könnte durch dieses

Urteil infrage gestellt werden.
Menschenrechtsvereinigungen
fordern schon lange eine Ver-
besserungen der Regelungen,
etwa durch einen neuen Vertei-
lungsschlüssel für Flüchtlinge
innerhalb der EU. Deutschland,
Island, Schweden, Großbritan-
nien und Norwegen haben aus
humanitären Gründen die Rück-
führung nach Griechenland vor-
übergehend gestoppt.

Dieser vorübergehende Stopp
von Rückschiebungen nach
Griechenland ist nach Auffas-
sung der deutschen Grünen

nicht ausreichend, da nicht mit
einer schnellen Verbesserung
der Lage dort zu rechnen ist. Zu-
dem werden die Rechte von
Schutzsuchenden auch in ande-
ren EU-Mitgliedsstaaten, wie et-
wa Italien, Polen und Ungarn,
missachtet.

Einigen Ländern droht eine
Beschwerdeflut, die wegen mög-
licher Schmerzensgelder teuer
zu werden droht. In Straßburg
sind 960 ähnliche Fälle anhän-
gig, hauptsächlich gegen Groß-
britannien, Belgien, Frankreich,
Finnland und die Niederlande.

Regierung um Einigung bemüht
STEUERFÖDERALISMUS: Frist für Verabschiedung der Dekrete verschoben – Verbesserungsvorschläge
ROM (mit). Nach dem Protest
des Gemeindeverbands ANCI
hat der Ministerrat in Rom ges-
tern beschlossen, die Abstim-
mung über das Dekret zum
Steuerföderalismus um eine
Woche zu verschieben.

Das Dekret hätte in der Zwei-
kammerkommission innerhalb
28. Jänner geprüft werden sol-
len. Die Verschiebung der Frist
wurde vom Lega-Minister Ro-
berto Calderoli vorgeschlagen.
Damit hat die mit der Überprü-
fung der föderalistischen Re-
form beauftragte Zweikammer-

kommission im Parlament eine
Woche länger Zeit, den Geset-
zesvorschlag unter die Lupe zu
nehmen. „Wir wollen den Dia-
log fortsetzen und der Kommis-
sion einige Tage mehr Zeit las-
sen, um die Föderalismus-De-
krete zu diskutieren“, kommen-
tierte Lega Nord-Chef Umberto
Bossi. Er drohte mit sofortigen
Neuwahlen, sollte die Reform
nicht rasch verabschiedet wer-
den.

Der „Dritte Pol“ um Kammer-
präsident Gianfranco Fini be-
tonte, die einwöchige Fristver-

schiebung für die Abstimmung
über den Föderalismus sei zu
gering. Dem Parlament sollten
mindestens weitere sechs Mo-
nate Zeit eingeräumt werden,
um die gesamte Reform in meh-
reren entscheidenden Aspekten
zu überdenken. Ähnlich sieht
die Lage die oppositionelle De-
mokratische Partei (PD).

Der Gemeindeverband ANCI,
der 8000 Kommunen vertritt, er-
klärte, wenige Tage mehr wür-
den nicht genügen, um die vie-
len Aspekte zu klären, die noch
umstritten seien.

LONDON (APA/dapd). Der
britische Premierminister
David Cameron verliert we-
gen einer Abhöraffäre seinen
Kommunikationschef und
wichtigsten Berater. Andy
Coulson (Bild) reichte am
Freitag seinen Rücktritt ein.
Zuvor hatte die Staatsanwalt-
schaft die Ermittlungen um
die Abhöraffäre aus dem Jahr
2006 angesichts neuer Ankla-
gen wieder aufgenommen.
„Wenn der Sprecher einen
Sprecher braucht, ist es Zeit
für ihn zu gehen“, erklärte
Coulson.

Camerons Chefberater
muss gehen

Giffords wurde in
Reha-Klinik verlegt
WASHINGTON (dpa). Die
von einem Attentäter mit ei-
nem Kopfschuss verletzte US-
Abgeordnete Gabrielle Gif-
fords ist bereits rund zwei
Wochen nach dem Anschlag
in eine Reha-Klinik verlegt
worden. Die 40-Jährige wurde
am Freitag vom Krankenhaus
in Tucson (Arizona) per Am-
bulanzflugzeug in eine Klinik
im texanischen Houston ge-
bracht.

Lukaschenko vereidigt

MINSK (dpa). Einen Monat
nach seiner umstrittenen
Wiederwahl hat der seit 16
Jahren mit harter Hand regie-
rende weißrussische Präsi-
dent Alexander Lukaschenko
offiziell seine neue Amtszeit
angetreten. Aus Protest gegen
die Unterdrückung der Op-
position boykottierten Vertre-
ter der Europäischen Union
und der USA die Zeremonie
in Minsk. Lukaschenko gilt
allgemein als letzter Diktator
Europas.

Südsudan: 99 Prozent
Zustimmung
JUBA (dpa). Im Südsudan
zeichnet sich ein überwälti-
gendes Votum für einen un-
abhängigen Staat aus. Nach
der Auszählung von 3,2 Mil-
lionen Stimmen ((83,4 Pro-
zent) sprachen sich die Wäh-
ler auf 98,6 Prozent aller gül-
tigen Wahlzettel für eine
Trennung vom Norden und
einen eigenen Staat aus. Das
teilte die Referendumskom-
mission auf ihrer Webseite
mit. Rund vier Millionen
Wähler hatten vom 9. Jänner
an eine Woche lang in einer
Volksabstimmung über die
Zukunft der bisher teilauto-
nomen Region entschieden.

35 Kinder pro Klasse
nicht rechtskonform
ROM (mit). Das Verwaltungsge-
richt der Region Lazio hat ges-
tern die erste Sammelklage in
Italien gegen die öffentliche Ver-
waltung angenommen. Die Ver-
waltungsrichter erklärten die
vom Konsumentenschutzver-
band Codacons eingereichte
Klage gegen Schulklassen mit 35
bis 40 Schülern als rechtskon-
form. Im Zuge der von der Re-
gierung Berlusconi verabschie-
deten Schulreform, die die Kür-
zung von 87.000 Lehrerstellen in
drei Jahren vorsieht, seien Dut-
zende von Klassen fusioniert
worden. Die Zahl der Schüler
pro Klasse sei daher erheblich
gestiegen. Vor allem in den ers-
ten Gymnasium-Jahren sei es
keine Ausnahme Klassen mit 35
Schülern zu finden, obwohl das
gesetzlich verboten sei. Das Ver-
waltungsgericht nahm die Klage
jetzt an.

Mehrere Tote bei
Ausschreitungen
TIRANA (dpa). Bei gewaltsamen
Zusammenstößen zwischen Po-
lizei und Demonstranten im
Zentrum von Tirana sind am
Freitag mindestens drei Men-
schen ums Leben gekommen.
Zudem wurden mindestens vier
Polizisten und ein Dutzend De-
monstranten verletzt. Nach Be-
richten örtlicher Medien seien
die beiden Opfer „aus nächster
Nähe erschossen worden“. Prä-
sident Bamir Topi rief die Bevöl-
kerung am Abend zu Besonnen-
heit und Zurückhaltung auf.
Mehrere Tausend Anhänger der
Opposition waren am späten
Nachmittag im Zentrum der al-
banischen Hauptstadt zu Protes-
ten gegen die Korruption in der
Regierung von Ministerpräsi-
dent Sali Berisha zusammenge-
kommen. Am Abend versuchten
die Demonstranten nach offi-
ziellen Angaben, das Regie-
rungsgebäude zu stürmen. Die
Polizei setzte daraufhin Tränen-
gas ein. Es wurden auch Warn-
schüsse abgegeben.
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